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97. Mittwoch 


An die katholiſchen Einſaſſen des Regierungs⸗Bezirks Poſen. 


Es if zu unſerer Kenntniß gekommen, daß man verſucht hat viele unter 

uch zu der Meinung zu verleiten, als ſei, obwohl Ihr unter der Königlich 

Preußiſchen Regierung ſtehet, Eure katholiſche Religion in Gefahr. Weil die 

meiſten Deutſchen, die im Großherzogthum Poſen wohnen, evangeliſch, und 

ie meiſten Polen dagegen katholiſch find, hat man Euch vorgeſpiegelt, die 
Deutſchen hätten als Deutſche es auf Eure katholiſche Religion abgeſehen. 


Glaubt deneu nicht, die Euch auf ſo thörichte Weiſe verleiten und zum 
Haß gegen die Deutſchen aufregen wollen. Bedenkt, daß der Heiland Jeſus 
Chriſtus, den die Evangeliſchen verehren, wie Ihr, für alle Menſchen aller 
Völker und Zeiten, alſo auch für Polen und Deutſche, ſein Leben gelaſſen hat. 
Bedenket, daß die Hälfte der Deutſchen Nation zu derſelben katholiſchen Kirche 
gehört, in welcher Ihr Euch zu dem Erlöſer bekennt. Bedenket, daß nicht 
wenige Polen im Großherzogthum, Genoſſen der evangeliſchen, und wiederum 
auch manche Deutſche darin Genoſſen der katholiſchen Kirche ſind. 


Unter einer Preußiſchen Regierung kann es nicht geſche hen, daß eine Be⸗ 
btüdung irgend einer Kirchengemeinſchaft ſtattfinde. Wer Euch von ſolchen 
Abſichten zuflüftert, der täuſcht Euch. Gebet einem Solchen, wer er auch (ti, 
kein Gehör, er meint es nicht gut mit Cuch, wie er es nicht gut meint mit der 
Regierung, die bisher in väterlicher Weiſe dafür geſorgt hat, daß katholiſche 
Kirchen und Schulen unter Euch erbaut und unterſtützt worden ſind, und die, 
wie bisher, auch in Zukunft, Eurem katholiſchen Glauben den Schutz gewähren 
wird, auf den Ihr gerechten Anſpruch habt, und der Euch nach dem ausdrück⸗ 
liden Willen Sr. Majeſtät des Königs niemals verſagt werden wird. 

Poſen, den 25. April 1848. ; 

Königliche Preußiſche Regierung. 
v. Kries. 


Bekanntmachung. . 

Des Königs Majeſtät hat mittelſt Allerhöchſter Kabinets⸗ Order vom 
l5ten Februar d. J. die Einrichtung eines jährlichen Wollmarktes in Brom⸗ 
berg zu genehmigen geruht, und dabei beftimmt, daß dieſer Wollmarkt am 
18ten und (ten Juni abgehalten werden ſoll. 

Die Termine der übrigen größeren Wollmärkte im Preußiſchen Staate 

ſind demzufolge jetzt dahin geändert, daß die Wollmärkte 
zu Breslau am 7ten bis 10ten Juni, 
„ Poſen .. . 5 I2ten — Him Juni, 
„Magdeburg... löten u. Löten Juni, 
„Landsberg aW. = 16ten — I7ten Juni, 
„Stettin = 18ten bis 20ften Juni, 
„Berlin wie bisher = 2lſten — 25ſten Juni, 
der bisher in Danzig abgehaltene, jetzt nach Elbing verlegte Woll⸗ 
markt... am 22fien und 23ſten Juni, 
" und der zu Königsberg am 25ſlen u. 26ſten Juni, 
im laufenden Jahre werden abgehalten werden. 

Poſen, den 14. April 1848. 

Der Ober⸗Präſident des Großherzogthums Pofen. 
In Vertretung: v. Kries. 


Inland. 

Berlin, den 22. April. Se. Majeität der König haben Allerguäbigft gerubt: 
Deu außerordentlichen Profeſſor Dr. Martin in Bonn zum ordentlichen Prof. 
in der Katholiſch⸗Theologiſchen Fakultät der dortigen Univerfität zu ernennen. 

Se. Exrcellenz der Geheime Staats-Miniſter, Graf von Arnim, ift nach 
Boitzenburg abgereiſt. — Se. Ercellenz der General- Lieutenant und kommandi⸗ 
rende General des 2ten Armee-Corps von Wrangel, von Stettin kommend, 
nach Holſtein hier durchgereiſt. ! 

Die einfachfte, keiner Abweichung und Schattirung fähige Regierungsform ijt 
die abſolute Monarchie; es giebt in ihr kein Geſetz und keinen anderen Grund für 
Alles, was geſchieht, als das „Ich will“. Je freiſinniger eine Verfaſſang 
von da ab wird, je mehr und mehr verwandelt ſich jenes „Ich will“ in ein 
„Wir wollen“, das ſchließlich ſeine weiteſte Ausdrucksform in der Republik 


des Großherzogthums Poſen. 


Druck und Verlag der Hof-Buchdruckerei von W. Decker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: 


den 26. Aptil 1848. 


C. Henſel. 


findet. Das „Ich“ ijt geſtürzt; hat das „Wir“ [don geſiegt? Zwiſchen dem 
Ich und dem wieder einheitlich gewordenen Wir liegt noch ein langer Weg; wie 
wir aber die Verblendeten beklagen, die als mürriſche Einſiedler in den Ruinen 
des geſtürzten Syſtems mit romantiſcher Neigung ſitzen bleiben, ſo wenig ſind wir 
im Stande, jenen Fenergeiſtern zu folgen, die uns ſogleich mit einem einzigen 
kühnen Sprunge an das äußerſte Ziel zu bringen gedenken. Ihr Republikaner 
wollt frei ſein, ſo lernt vor allen Dingen, gerecht zu ſein; lernt erkennen, daß 
die Freiheit nicht in dem Herzen der Menge wohnt, Wohnte ſie aber wirklich darin, 
ſo ware jede Verfaſſung gleichgültig, und ſelbſt die Willkür eines Despoten wäre 
ſtillſchweigend anullirt. Es wäre aber unklug und ſchädlich, alten, tiefeingewur⸗ 
zelten, vielleicht in der Natur des Menſchen begründeten Sympathien vor den 
Kopf zu ſtoßen. Der Hang des Menſchen nach Verehrung eines höheren Weſens 


zeigt ſich gleich lebendig in Staat und Kirche; die Republikaner aber ſind die po⸗ 


litiſchen Atheiſten. Verſaſſungen ſind, wenigſtens heutzutage, keine göttlichen 
Offenbarungen mehr; ſie entwickeln ſich nach beſtimmten Geſetzen, fie ent⸗ 
wickeln ſich aus dem Zuſammenſtoße der Parteien im Innern, und nicht minder 
aus dem Verhältniſſe der Nationen zu einander. Wenn wir aufrichtig zu Werke 
gehen und unſererſeits unſere Meinung äußern ſollen über „die Errungenſchaf⸗ 


ten“, ſo müſſen wir offen ſagen, wir ſind noch nicht weiter gekommen, als dahin, 


daß eben dieſe Parteien im Inneren offen und in ehrlichem Kampfe aufeinander⸗ 
ſtoßen können. Wenn wir aber hierin die Grundbedingungen und das wahre 
Leben einer konſtitutionellen Verfaſſung erkennen müſſen, ſo halten wir dieſe Er⸗ 
rungenſchaft auch für vollkommen ausreichend. Je ſchärfer die Spannung der 
Parteien gegeneinander iſt, deſto geſicherter bleibt die konſtitutionelle Form; ſo⸗ 
bald dieſe Parteien erſchlaffen, beginnt der Abſolutismus wieder feine Siege zu 
feiern. — 

Die Parteien ſondern (id); jede rollt ihr Banner auf, eine Meinungsſchlacht 
ſteht in naher Ausſicht. Wir wünſchen, daß ein Jeder, ob Freund oder Feind, 
ſeine Schuldigkeit thue. Damit ſich aber in dieſem Kampfe nicht Freund und 
Feind aus Unkenntniß gegenſeitig anfallen und aufreiben, ift es nöthig, daß 
eben ein Jeder ſeine Fahne entfalte. Auf unſerer Fahne ſteht Conſtitution. 

Dë Berlin, den 23. April. Beſcheidenheit (8 eine Tugend, bie 
in manchen Kreiſen zwar nie recht heimiſch geweſen iſt, die aber namentlich in der 
gegenwärtigen Zeit in ſolchen Kreiſen ganz ausgeſtorben zu ſein ſcheint. Es iſt 
ſehr leicht und febr bequem, Déi hinter den Göthe'ſchen Ausſpruch verſtecken, Be⸗ 
ſcheidenheit ſei die Tugend der Lumpe. Ja die Beſcheidenheit, die nur ein anderer 
Namen iſt für Niedrigkeit der Geſinnung, für knechtiſche Kriecherei und devote 
Speichelleckerei, das iſt die Tugend der Lumpe, aber diejenige Beſcheidenheit, die 
auf dem Grunde unbedingteſten Gerechtigkeitsgefühls außer den maaßloſen Vorzügen 
des eigenen Ich doch auch die Eigenſchaften auderer Individuen gelten läßt und 
fie ſelbſt hervorzuheben ſich bemüht, die dabei aber in edlem Stolze nie von ihrem 
Rechte weicht, das iſt nicht die Tugend der Lumpe ſondern edler Seelen und ihren 
Mangel bezeichnet man je nach Art und Grad als Unbeſcheidenheit, Arroganz, 
Unverſchämtheit oder Frechheit. 

An vielen Orten Deutſchlands, auch in Poſen wie man hört, hat ſich in 
neueſter Zeit eine große Abneigung gegen die Juden zu erkennen gegeben. Das 
hängt gewiß mit dem Mangel an Beſcheidenheit zuſammen, den man von 
jeher und überall an den Juden bemerkt hat. Durch die großen Ereigniſſe des 
März hat Niemand auf Erden mit einem Schlage ſo viel gewonnen wie die Juden. 
Von den politiſchen und ſozialen Feſſeln, die ihnen bisher noch angelegt waren, 
werden ſie oft ohne das geringſte Zuthun, wider Hoffen und Erwarten plötzlich 
ganz und gar befteit und überheben ſich nun in dieſer Freiheit. Ueberall drängen 
ſich Juden hervor. Es giebt keinen Kreis, offenen oder geſchloſſenen, in dem ſie 
nicht als die Hauptſprecher — oft allerdings nur Haupiſchwätzer — erſcheinen. 
Ich, Schreiber dieſer Zeilen, bin weit entfernt, Glaubenszwietracht ſäen zu wollen, 
ich habe mein ganzes Leben hindurch vielfachen Umgang mit Juden gehabt, ich habe 
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immer für abfolute Gleichſtellung der Juden geſprochen und zwar ſchon zur Zeit, 
als dies noch für arge Ketzerei galt — aber innere Herzensſympathie habe ich nie 
für ſie gehabt, und beſonders nicht wegen jenes vorher berühmten Mangels an 
Beſcheidenheit, der bei der überwiegenden Mehrzahl zu finden iſt. Die Abneigung 
gegen die Juden giebt ſich auch hier in Berlin kund, indeß in durchaus nicht 
brutaler Weiſe. Nur durch offene entſchiedene Aeußerungen, die indeß natürlich 
nichts fruchten, und durch manche beluſtigende Carrikaturen. Einer dieſer Herren 
zeigt die gewaltige Stärke ſeiner Stirn beſonders im fonftitutionellen Club. Er 
trägt dort fo maaßloſe Anſichten dor, daß man nicht recht begreifen kann, wie er 
Mitglied des konſtitutionellen Clubs ſein will, der doch ſich zu den Prinzipien des 
kouſtitutionellen Königthums bekennt. Wegen der Maaßloſigkeit feiner Anſichten 
wird dieſer Herr gewöhnlich ausgeziſcht und ausgepocht. Das rührt ihn aber 
nicht im Geringſten, er läßt die Geſellſchaft eine Viertelſtunde lang pochen, bleibt 
ruhig auf der Rednerbühne, um durch neue Maaßloſigkeiten zur Verzweiflung zu 
bringen. Sonſt pflegt man doch in gebildeten Kreiſen, wenn einem in höflicher 
W eiſe die Thüre gewieſen wird, gerade hierin febr empfindlich zu fein und einen 
ſolchen Kreis wie die Sünde ſelbſt zu meiden. Auch unter der akademiſchen Ju— 
gend hat es immer Einzelne gegeben, deren Hauptvorzug die Beſcheidenheit gerade 
eben nicht geweſen iſt. Die akademiſche Jugend hat ſich unverjährbare Anſprüche 
auf Anerkennung durch ihr thatkräftiges Eingreifen in den entſcheidenden Tagen 


des 18. u. 19. März erworben. Aber neben den Thaten der Bruſt und der Fauſt 


bedürfen wir jetzt auch der Thaten des durch Erfahrung gereiften Verſtandes. 
Die Muſenſöhne ſind doch aber alle noch in ſehr jugendlichem Alter, wo ſie ſich 
noch theoretiſch erſt ausbilden ſollen, um ſpaͤterhin einmal praktiſche Erfahrungen 
machen und guten Rath geben zu können. Sie beſuchen die Univerſität, um dort 
von ihren Lehrern etwas zu lernen; ſie mögen doch nie vergeſſen, daß ſie eben nur 

Schüler (inb, Schüler und eben wieder nur Schüler, nichts als Schüler. Man 

muß den jungen Leuten das ganz entſchieden klar machen, denn es grenzt ans Fabel⸗ 
hafte, was jetzt vorkommt. Da tritt fo ein Schüler im kouſtitutionellen Club auf 
die Rednerbühne und ſpricht mit einer Keckheit und Süffiſance von den Rath⸗ 
THlägen, die er den Miniſtern zu geben habe, daß man nicht weiß, ſoll man laut 
auflachen oder mit Achſelzucken den Saal verlaſſen. Die Gerechtigkeit verlangt 
indeß, daß ich hinzufüge, wie Meter felbe Schuler neulich einmal bei Gelegenheit 
ber Schleswigſchen Händel erklärte, er fei zwar nicht in der Lage, dem Miniſterlum 
jetzt ſagen zu können, wie es hier zu handeln habe, aber u. ſ. w. Eine rührende 

Beſcheidenheit! 

Noch viel großartiger aber iſt der Schuler Schlöffel. Bei jenem iſt noch 
Naivetät und Gutmuͤthigkeit. Schlöffel will aber den Marat der erſten Franz. 
Revolution (uicht den Marraſt der jetzigen) kopiren, den König und was drum 
und dran iff, verjagen und fif dann zum 19jährigen Diktator der Republit 
machen. Knabe! Knabe! Nicht das Schwert der Gerechtigkeit darf dagegen 
angewendet werden, ſondern die Zuchtruthe Deines Schulmeiſters. Wenn die 

gegenwärtige Regierung einen Fehler begangen hat, ſo iſt es der, Dich in ein 

Staatsgefängniß wegen No. 5. Deines Volksfreundes, geſteckt zu haben, fat 
Dich wegen dieſes Schulexereitiums entweder auf's Harzer zu ſchicken oder Dich 

als geiſteskrank in eine Irrenanſtalt zu geben. 

Berlin, den 23. April. Die beabſichtigte Demonſtration gegen die indi⸗ 
rekten Wahlen, durch einen Aufzug in Maſſen, wozu Gewerbs-Genoſſenſchaften 
und Arbeiter neulich aufgefordert waren, hat nicht ſtattgefunden. Schon am 
Abend vorher, ſo wie am Donnerſtag Morgen, war es wohlgeſinnten Männern 
welche die Freiheit im vollſten Maße, aber auch die Ordnung und die dem Gefeg 
und den Anordnungen der geſetzlichen Gewalten ſchuldige Achtung wollen, durch 
die Kraft überzeugender Anſprache gelungen, den größten Theil derjenigen, welche 
man zu jenem Schritt hatte veranlaffen wollen, von einem ſolchen Vorhaben ab; 
zubringen. Zwar hatte ſich im Laufe des genannten Tages noch eine Anzahl 
von Arbeitern auf dem Alexander-Platze und in der Umgegend verſammelt, aber 
auch dieſe zogen ſich vor den an ſie gerichteten Vorſtellungen und vor der achtung— 
gebietenden Haltung der Bürgerwehr zurück. Es kam nirgends zu einer Ruhe— 
ſtoͤrung, und vorgeſtern herrſchte fo vollkommene Ordnung in der ganzen Stadt, daß 
die Bürgerwehr nicht in anderer als der gewöhnlichen täglichen Weiſe in Anſpruch 
genommen war. 

Stettin, den 23. April. Mittwoch hatte der Herr General-Lieutenant v. 
Wrang el einen Beſuch auf der Börſe angekündigt, um Abſchied von feiner 93a, 
terſtadt zu nehmen. Herr v. Wraugel ift zum Oberbefehlshaber der Preußiſchen 

Armee in Holſtein ernannt und geht morgen früh dahin ab. Er nahm einen herz— 
lichen Abſchled von der Kaufmannſchaft. (Bekanntlich in Holſtein angekommen.) 

Dresden, den 19. April. Die Stände ſind zu einem außerordentlichen 
Landtage auf den 18. Mai d. J. einberufen. 

Karlsruhe, den 19. April. (Karls. Ztg.) Durch Höͤchſtes Reſeript vom 
Heutigen tft der Regierungs⸗Direktor Peter in Konftanz wegen der in öffentlichen 

Blättern bereits mitgetheilten Vorgänge vom 17. d. M., wobei er dem Drängen 
einer dortigen revolutionairen Verſammlung in Betreff der Auflöſung der Kreis. 
Regierung und ſeiner Ernennung zum Statthalter nachgegeben hat, von ſeinem 
Amte ſuspendirt und hierher berufen worden, um ſich zu verantworten. 

Mannheim, den 19. April. (Karlsr. Ztg.) Als das von Karlsruhe hier⸗ 
her beorderte Bataillon Infant. hier einrückte, machten die Senſenmänner Miene, 
ſich dem Einmarſch deſſelben zu widerſetzen, zerſtreuten ſich aber, als ſie Kanonen 
ſahen. Man beabſichtigt nun, die meiſt aus Fremden beſtehende Abtheilung ber 
Senſenmänner aufzulöſen. — Die Bürger find febr erfreut über die Ankunft des 


Militairs, und der Geiſt des letzteren ijt vortrefflich. Gleich nach dem Einrücken 
in die Kaſerne verſammelte ſich die ganze Mannſchaft, bezeichnete einige übelbes 
rüchtigte Subjekte aus ihrer Mitte und erklärte, mit dieſen nicht fernerhin dienen 
zu wollen. Der Kommandant willfahrte alsbald ihrem Wunſche, und die Aus- 
geſtoßenen werden nach Karlsruhe abgeführt werden. 

Aus der Ortenau, den 19. April, (Karlr. Ztg.) Eine Nacht lang ift die 
alte Reichsſtadt Offenburg wieder eine Republik geweſen, jetzt aber bereits wieder 
in den geſetzlichen Zuſtand der Dinge zurückgekehrt. Geſtern Abend (wie es ſcheint 
in Hoffnung eines nahen Erſcheinen Hecker's oder der „Deutſchen Legion“) brach 
eine Bewegung aus, welche, da die Truuppen nach der oberen Gegend abmar⸗ 
ſchirt waren, auf keinen Widerſtand fric; man errichtete Varricaden, beſetzte den 
Eiſenbahnhof und hob zugleich einige Schienen aus, ſo daß heute Morgen der 
erſte Bahnzug von oben herunter nicht paffiren konnte. Der nähere Zuſammen⸗ 
hang dieſes Aufſtands-⸗Verſuches liegt noch nicht dentlich vor. Indeſſen war trotz 
der unterbrochenen Eiſenbahn-Verbindung ſchnell die Nachricht verbreitet, von allen 
Seiten rückten die Truppen an, man fuhr Kanonen auf, und dieſe Demonſtra⸗ 
tion genügte, um die Ordnung ohne Blutvergießen wieder herzuſtellen. Man 
ſagt auch, es ſeien Bedingungen gewährt worden, wie z. B. die, daß keine Trup⸗ 
pen nach Offenburg einrücken ſollten; jedoch iſt dies unbeglaubigt. Gewiß iſt, 
daß in dieſem Augenblicke (Mittags) der Verkehr der Eiſenbahn wieder feinen 
Lauf hat. N 

Frankfurt, den 19. April. Das Gebiet der freien politiſchen Inſtitutionen 
erweitert ſich von Tag zu Tag immer mehr. Der Polizeiſtaat ift mit dem Sturze 
des Metternichſchen Syſtems bis in feine Grundvoeſten erſchüttert. Die brutale 
Polizeigewalt in Deutſchland, die ſich jeder, auch der unſchuldigſten Bewegung 
hindernd in den Weg ſtellte, die von dem iufernalen Grundſatze auszugehen 
ſchien: „Alles, was dem Staatsbürger nicht durch ein beſonderes Geſetz erlaubt 
iſt, kaun von meinen Schergen willkürlich unterſagt werden,“ dieſe Polizeigewalt 
hat für immer ihren Stachel verloren. Der Menſch iſt nur frei, wenn er für 
ſeine Handlungen einzig und allein vor dem Richterſtuhle des Geſetzes einzuſtehen 
hat; der Menſch iſt nimmer frei, wenn ihm bei den unſchuldigſten Schritten ein 
Polizeihofmeiſter zur Seite ſteht, der ihn, nicht etwa mit gewinnenden überzen⸗ 
genden Worten berathet, wohl aber mit fühlbaren Rippenſtöße für die Wohlthat 
ſeiner Willkürgebote bearbeitet. — Geſtern Nachmittag um 3 Uhr traten im 
kleinen Saale zum Wolfseck etwa 150 bis 160 hieſige Bürger und Landbe⸗ 
wohner zuſammen, um ſich über die Errichtung eines Schutzvereins zu bera⸗ 
then. Die Idee iſt keine andere, als die in freien ſich ſelbſtverwaltenden Län⸗ 
dern, wie England und Nordamerika, Längft beſtehende Einrichtung der Special⸗ 
konſtabler. So kennt z. B. die Stadt New-Pork mit einer Bevölkerung von 
etwa 470,000 Einwohnern, welche die verſchiedenartigſten Elemente der ganzen 
Welt umfaßt, keine andere Polizei als die von 150 bis 160 ihrer Bürger, 
welche kein anderes Abzeichen mit fid) führen als ein kleines weißes Staͤbchen, 
auf deſſen Spitze der goldne Adler der Republik thront. Drohen Unordnungen 
ſo ſuchen ſie durch freundliche, überzeugende Worte von der Störung des Friedens 
abzuhaltten. Iſt dieß fruchtlos, ſo fordern ſie durch Vorzeigung ihres Stäbchens 
im Namen des Geſetzes Folgeleiſtung, und iſt endlich das Feſtnehmen irgend einer 
ſtraffaͤligen Perſon nöthig, fo find alle anweſende oder vorübergehende Bürger 
bei namhafter Strafe durch das Geſetz verpflichtet, dem Schutzmann in der Haft- 
nahme des Geſeßübertreters beizuſtehen. Dieſe äußerſt wohlthätige Einrichtung 
mochte wohl bei der Beſprechung wegen Errichtung eines Schutzvereins vorge⸗ 
ſchwebt haben. 

Kiel, den 19. April. So eben wird der Kapitain- Lieutenant Dirkink⸗ 
Holmfeld, Bruder des Publiziſten Konſtantin von Dirkink⸗Holmfeld, durch einen 
Kolbenſchlag im Geſicht verletzt, gefangen von Fehmarn hier eingebracht! Die 
Geſchichte wird ſo erzählt: Der Genannte mit zwei anderen Offizieren von der 
bei Fehmarn liegenden Korvette „Najade“ begiebt ſich ans Land und verlangt 
den Abgeordneten, vormaligen Däniſchen Juſtizrath von Leeſen. Derſelbe erſcheint 
in Begleitung Bewaffneter, Dirkint-Holmfeld zeigt dem Abgeordneten an, daß 
er ihm auf die Korvette folgen müſſe. Es wird ihm erwiedert, daß das ſo nicht 
angehe, ba man ihn ſchützen werde. Dirkink-⸗Holmfeld droht mit Beſchießung 
der Inſel, worauf ſich ein Kampf entſpinnt, in welchem ein Offizier (Andere 
ſagen, ein Matroſe) getödtet und Dirkink-Holmfeld nach verzweifelter Gegenwehr 
gefangen ward. (Er ijt bereits in Rendsburg angelangt.) 

* Wien, den 21. April. Geſtern Abend iſt der Graf Wallmoden vom 
Kriegsſchauplatz in Italien hier eingetroffen; er iſt der Ueberbringer höchſt wich⸗ 
tiger Nachrichten vom Feldmarſchall Jtabe6fo. So viel man bis jetzt davon ber; 
nimmt, foll ein Friedensvertrag zwiſchen dem Feldmarſchall und der Provifori- 
ſchen Regierung zu Mailand zu Staude gekommen ſein. — Die Nachrichten aus 
dem Hauptquartier des Grafen Nugent lauten fee. günſtig; er hatte am 18ten 
die Inſurgenten geſchlagen und war bis Palma Nuova vorgerückt. Mehrere 
Ortſchaften ſind in Brand aufgegangen. Der General wird demnächſt Udine 
angreifen. — Aus Krakau vernehmen wir fo eben, daß geſtern plötzlich die 
Grenze mit einem ſtarken Militaircordon beſetzt worden it. 


1 | Frankre i ch. 
Paris, den 20. April. Der Moniteur enthält das Programm des 
auf morgen angeordneten Fahnenweihe und Verbrüderungsfeſtes zwiſchen Armee 
und Nationalgarde. Der Zug der Mitglieder der proviſoriſchen Regierung wird 


bom Kriegsminiſterium in der Rue de] Saint Dominique (Faubourg St. Germain) 
durch die elyfäifchen Felder nach dem großen Triumphbogen gehen. 

Zu den Sitzungen des Blanquiſchen Klubs im Konzert- Saale des Konſerva⸗ 

fung (t großer Andrang. Der Vorſtand deſſelben ſieht ſich genöthigt, feine 
Montagnards in Reihe und Glied vor den Zugängen anfſtellen zu laſſen, um Un⸗ 
glück und Gedränge zu vermeiden. Jedermann wird zugelaſſen, nur muß man 
fi mit Eintritts⸗Karten zu 1 Franken verſehen, da die Saalbeleuchtung und Mie⸗ 
the 45 Franken täglich koſten. Die Diskuſſionen am geſtrigen Abend waren ſehr 
hitzig. Es wurde mit Hinſicht auf die Ergebniſſe vom Sonntag eine Adreſſe an 
die proviſoriſche Regierung beſchloſſen. Die Vorträge waren entſchieden ſozial. 
Auf den dicht beſetzten Gallerieen fap man auch viele Damen. 
^ agn einem konſervativen Klub der Chauſſs d'Antin wurden die Namen Louis 
Blaue, Ledru-Rollin, Albert und Flacon von der Kandidatenliſte ge⸗ 
ſtrichen. Unter den Wahl-Kandidaten befindet ſich auch Balza e, der bekannte 
Schriſtſteller. In feiner Adreſſe hält er feinen Ruf für fo begründet, daß ihm 
jedes ſpezielle Glaubensbekenntniß überflüſſig erſcheint. 

Poſen. — (Eingeſ.) In der Poſener Zeitung No. 96. wird amtlich ge⸗ 
meldet, daß drei Geiſtliche, welche in dem Gefecht bei Goſtyn unter den 
Inſfurgenten gefangen genommen, „in Berückſichtigung des nahen 
Oſterfeſtes“ wieder freigelaſſen worden. 

Man glaubt ſeinen Augen nicht zu trauen, wenn man dieſe Ideen verbindung 
erblickt. Sind denn ſolche Geiſtliche, welche an der Spitze der Juſurgenten gegen 
die Obrigkeit das Schwert führen, ſo unentbehrlich, daß man ohne fie nicht Oſtern 
feiern kann? Oder hat dieſe Theilnahme am Aufruhr ſie etwa mit einer beſonde⸗ 
en Weihe für ihren heiligen Betuf, für eine würdige Ofterfeier begabt? Ware 
es nicht ungleich chriſtlicher geweſen, wenn man das arme verführte Volk, das 
nicht weiß, was es thut, freigegeben hatte? Scheint das nicht eine Art von Sei⸗ 
tenſtück zu der Freilaſſung des Barabbas, welcher auch, wie die heil. Schrift 
ſagt, „gefangen war mit den Aufrühreriſchen, die im Aufruhr einen Mord 
begangen hatten“ (Mark. 15, 7.), aber dennoch „auf das Feſt“ losgegeben 
wurde? Denn auf der andern Seite giebt man durch ſolch Verfahren offenbar die 
pflichtgetreuen Soldaten und die wehrloſen Deutſchen und Juden 
Preis, die vielleicht morgen von den Freigelaſſenen wieder überfallen werden. 

Abet vielleicht meint man, daß die Freilaſſung der Geiſtlicheu deshalb nöthig 
geweſen, damit der Aufruhr nicht im Volk noch größer würde. Wer ſo denkt, er⸗ 
innert au das Wort Salomo's (Sprüchw. 22, 13); „der Faule ſpricht: "m 
iſt ein Löwe draußen, ich möchte erwürget werden mitten auf der Gaſſe.““ „Das 
find“, ſagt Luther, „Hausherrn, Regenten und Geſinde, die den Fuchs nicht 
beißen wollen, gehen nicht durch dick und dünne.“ , 


Beſchlüſſe ber Bromberger Regierung vom 18. April in 
Betreff der Polnischen Angelegenheit und der Anordnungen 
des Generals v. Willifen Wir beeilen uns, die ſo eben uns zugegan⸗ 
genen Veſchlüſſe, welche die Bromberger Regierung in der Plenar⸗Sitzung vom 
18. in Betreff der Anordnungen des Generals v. Williſen gefaßt hat, mitzu⸗ 
theilen, Beſchlüſſe, welche von eben ſo entſchiedener Einmüthigkeit für die Wahrung 
der Deutſchen Intereſſen der Provinz, als von der Abneigung gegen die von dem 
General v. Williſen eigenmächtig getroffenen Anordnungen Zeugniß geben. 
Der Regierungs⸗Präſident v. Schleinitz berief nämlich die Regierung zuſammen, 
indem ihm die Anordnung des Koͤnigl. Kommiſſarius, Generals v. Williſen, 
zugegaugen war, „daß den Landräthen des hieſigen Regierungs⸗ 
Bezirks Kommiſſarien aus den Ständen zur Seite geſtellt wer⸗ 
den Toilen, Dieſe Maßregel war dem Regierungs- Präfidenten übrigens nicht 
einmal direkt, ſondern nur durch Berichte der Landräthe zugekommen. Nach⸗ 
dem man ſich den ganzen Zuſtand der Dinge im Großherzogthum Poſen verge⸗ 
genwärtigt, und namentlich die Bekanntmachung des Generals v. Williſen 
vom 16, d. M., worin es wörtlich heißt: „Alle diejenigen Kreiſe, welche ſchon 
jetzt den Anſchluß an den Deutſchen Bund beautragt haben, werden hiernach auch 
nicht einmal von einer vorläufigen Reorganiſations⸗Maßregel betroffen werden,“ 
faßte die Regierung, die Dringlichkeit der Umſtänd, die große Aufregung der 
Provinz und den noch keineswegs aufgehobenen Zuſtand der Ungefeglichkeit Seitens 
der Polen, ferner die mit der gedachten Bekanntmachung in offenbarem Wider⸗ 
ſpruche ſtehenden Auorduungen des Generals v. Williſen erwägend, einſtim⸗ 
mig folgenden Beſchluß. Wir theilen deuſelben hier wörtlich mit: In Erwä—⸗ 
gung: 1) daß nach der Juſtruktion vom 3. April 1848 nur Vorſchläge zur 
Reorganiſation des Großherzogthums durch die Kommiſſion vorgelegt werden 
ſollen, daß aber weder ihr, noch ihrem Vorſitzenden irgend eine Einmiſchung in 
die Verwaltung. des Landes, wozu die von des Königs Majeſtät befiellten Ze: 
hörden vorhanden ſind, geitattet iſt, daß im Gegentheil vor allen Dingen die 
Anerkennung der geſetzlichen Autoritäten gefordert wird; 2) daß vor allen Dingen 
der gebrochene Laudfrieden wieder hergeſtellt werden ſoll, was noch keinesweges 
der Fall iſt, indem die Inſurgenten (i bei der Stadt Zuin, im Kreiſe Schubin 
in einem Lager verſchanzt haben, wovon der General v. Williſen nach einem von 
demſelben geſtern Abend an den Präſtdenten des Kollegii eingegangenen Schreiben 
genau unterrichtet; 3) daß nach der Juſtruktion vom 3. April c., ehe jene Bes 
dingung nicht in Erfüllung gegaugen iſt, von Seiten der Provinzial⸗Vehörden 
die kräftigſten Maßregeln Anwendung behalten ſollen; 4) daß nach der gedachten 
Iuſtruktion Nr. 2. die Landrathe im Großherzogthume erſt dann durch Wahlen, 
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an welchen auch die Stadt- und Landgemeinden Theil nehmen ſollen, erſetzt wer⸗ 
den ſollen, wenn dazu die geſetzlichen Einleitungen getroffen ſein werden, und 
daß nirgends eine Befugniß des Organiſations⸗Kommiſſarius ausgeſprochen iit, 
ben Landräthen Kommiſſare ber Stände zur Seite zu jicllen; 5) daß die Inſtruk⸗ 
tion vom 3. April c. keine andere der Regierung oder ihrem Präſidenten bekannt 
gemachte Modifikation erlitten hat, als die durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 14. d. M. und durch das Miniſterial⸗Reſeript von demſelben Tage ergan⸗ 
gene Beſtimmung, nach welcher bei Ausſonderung der zum Deutſchen Bunde zu 
ſchlagenden Landestheile zunächſt auf die geſtellten Anträge Ruͤckſicht genommen 
werden (oll, indem es die beſtimmte Absicht Sr. Majeſtät ſei, dieſe Angelegenheit 
auf der Grundlage früherer Angehörigkeit an Deutſche Provinzen und vorherr⸗ 
ſchender Deutſcher Nationalität, zu erledigen. In Erwägung, 6) daß der 
General v. Williſen in der ſchon erwähnten Bekanntmachung vom 16. d. M. es 
ſelbſt öffentlich ausgeſprochen hat, daß alle diejenigen Kreiſe, welche ſchon jebt 
den Anſchluß an den Dentſchen Bund beantragt haben auch nicht einmal von 
einer vorläufigen Reorganiſations⸗Maßregel betroffen werden ſollen, und daß 
die ſämmtlichen Kreiſe des frühern Netzdiſtrikts dieſe Abſicht auf das entſchiedeuſte 
bereits bekundet haben, 7) daß es der entſchiedene Wille des Volkes iſt, welcher 
den höchſten Staatsbehoͤrden bereits zur Kenntniß gebracht worden und zur Ent⸗ 
ſcheidung vorliegt, — daß über die Frage: ob die Provinz Poſen überhaupt zu 
reorganiſiren, das Volk befragt werden fell, 8) daß die von dem General v. 
Williſen nach ſeinem Schreiben an den Landrath Fernow vom 16. d. M. als 
Beſchwichtigungsmittel erſonnene Maapregel, den Landräthen Polniſche Kommiſ⸗ 
ſarien zur Seite zu ſtellen, nicht ein Beſchwichtigungsmittel, ſondern ein heftiges 
Aufregungsmittel ſein würde, welches nach der Stimmung, die der Regierung 
beſſer bekannt ijt, als dem General ». Williſen, unbedingt zu einem Aufſtande 
und zur Empörung führen würde: — 

In Erwägung aller dieſer gewichtigen Umſtände iſt das Kollegium einſtimmig 
der Anſicht, daß der General v. Williſen feine ihm ertheilten Inſtruktionen, ſoweit 
fie offiziell den Verwaltungsbehörden mitgetheilt find — und nur ſo weit können 
fit normirend ſein — übertreten hat, und daß die Regierung daher nicht gehalten 
ſein kann, feiner an die Landräthe ergangenen Anordnung wegen der Kommiſſare 
Folge zu geben; und ijf daher eben jo einſtimmig beſchloſſen worden: 1) die 
Landräthe anzuweiſen, keinem der Kommiſſare, welche der General v. Williſen 
ihnen zur Seite geſtellt hat, neben ſich zu dulden und denſelben keinerlei Einfluß 
auf die Verwaltung zu geſtatten, bis durch das vorgeſetzte verantwortliche König⸗ 
liche Staatsminiſterium ein beſtimmter Befehl deshalb ergangen iſt. In Bezie⸗ 
hung auf die 7 Kreiſe des frühern Netzdiſtrikts Bromberg, Wirſitz, Chodzieſen, 
Czarnikau, Schubin, Inowraclaw und theilweiſe Mogilno, fo wie die Stadt 
und Herrſchaft Golauez im Kreiſe Wongrowiee, ift dies nach dem Willen Sr. 


Majeſtät des Königs und nach der Eutſcheidung des Königlichen Miniſterii des 
Innern über jeden Zweifel erhaben. ' 


in Südpreußen gehörigen Kreiſe Gneſen, Wongromiee und theilweiſe Mogilno, 


Indeſſeu auch in Beziehung auf die früher 


muß der gedachte Beſchluß Anwendung finden, weil, wie vorher entwickelt, der 
General v. Williſen nur Vorſchläge zu machen hat, aber keinesweges in bie bez 
ſtehende Verwaltung einzugreifen befugt ijt, wobei auch der vorher fub No. 7 
der Erwägungsgründe augeführte Umſtand zu berückſichtigen. Zur Ausführung 
dieſes Beſchluſſes ſollen die Landräthe fid) aller ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel 
bedienen und nöthigenfalls bei den Militairbefehlshabern die nöthige Unterftügung 
nachſuchen. 2) Es ſoll dieſer Beſchluß dem Kommandirenden im hieſigen De⸗ 
partement, Herrn General-Lieutenant v. Wedell, in Abſchrifft mitgetheilt und er 
um Inſtruirung der Militair⸗Befehlshaber erſucht werden. 3) Dem Königlichen 
Staatsminiſterio fol dieſer Beſchluß gleichfalls zur Eutſcheidung eingereicht und 
damit der Antrag verbunden werden, dem General v. Williſen, da er alles und 
jedes Vertrauen verloren hat, ſeine Miſſion abzunehmen. 4) Dem General v. 
Williſen ſoll, da er morgen Nachmittags um 3 Uhr in Gneſen ſich befinden wird 
Abſchrift dieſer Plenar⸗Verhandlung zur Keuntnißnahme mitgetheilt werden. 5) 
Zur Beruhigung der im höchſten Grade aufgeregten Gemüther ſoll der weſentliche 
Juhalt dieſes Protokolls und namentlich, daß die Landräthe angewieſen ſeien, bis 
zur Entſcheidung des Königlichen Staats-Miniſterii keinem der von dem General 
v. Williſen ernannten Kreis-Kommiſſare irgend einen Einfluß auf die Verwaltung 
zu geſtatten, zur öffentlichen Keuntuiß gebracht werden. 

Oſtrowo. — Seit einigen Tagen herrſcht wiederum eine büjtere Stim⸗ 
mung, eine allgemeine, wenn zwar noch glimmende Aufregung unter der hieſigen 
Deutſchen Bevölkerung, die ſehr leicht zum Ausbruch kommen und unſere Stadt 
in eine mißliche Lage bringen könnte. Es haben fi nämlich einige Polnische ` 
Edelleute herausgenommen, den Landſchaftsrath Zeh, einen Deutſchen Gutsbe⸗ 
fiber, in Abweſenheit unſeres hochgeſchaͤtten Landraths, Kammerherrn v. Röder, 
ohne Vorwiſſen der Stadt, als deſſen interimiſtiſchen Stellvertreter, oder Beiſther 
einzuführen. Es iſt zwar dem Publikum, wie geſagt, nicht öffentlich erklärt 
worden, welche Stellung eigentlich Hr. Zeh, der ſtets als Ehrenmann gekannt 
war, hier einnehme, wer aber könnte noch hierüber im Zweifel ſein, nachdem es 
Jedermann wohl weiß, daß Letzterer nach Kozmin beſchieden und gereiſt war, to; 
ſelbſt der General v. Williſen dem Krotoſchiner Landrath ebenfalls einen ſolchen 
Aſſiſten beiordnen wollte, was, beiläufig bemerkt, an des Letztern Energie ſchei⸗ 
terte. Hrn. Z. dürfte die allſeitigſte Dankbarkeit ſicher nicht fehlen, wenn er ſich 
bemühen wird, als Freund und Bürger, die Ruhe, im reife wieder herzuſtellen 
wenn er bei den Polen dahin wirken wird, daß ſie uns die Bruderhand, die fie 
treulos zurückgezogen, uns wieder reichen. Nur maße ſich Hr. Zeh feine obrig⸗ 
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keitliche Gewalt an. Von Polniſchen Truppen garniſoniren gegenwärtig noch ge⸗ 
gen 220 Mann in Pleſchen, 240 Ulanen in Raszkow, gegen 300 Senſen⸗ 
männer und Jäger in Adelnau, Sulmierzyee und Grabow, fo daß binnen 2 Tas 
gen unſere Stadt von den Inſurgenten umgeben und überfallen werden kann; un⸗ 
fere kleine Preuß. Veſatzung dürfte kaum Widerſtand leiſten können. Es ijf daher 
dringend nothwendig, daß letztere gehörig verſtärkt werde, um dem Geſetz, das 
bisher bei uns noch ziemlich geachtet worden iſt, auch ferner Achtung zu erhalten. 


Der ehrwürdige Altvater E. M. Arndt läßt ſich in der Kölniſchen Zeitung 
vom 21. April folgendergeſtalt über unſere eigenthümlichen Verhältniſſe verneh⸗ 
men: „Jedes Ding muß ſein Maß haben, ſo auch eine gewiſſe, oft blinde, 
jedenfalls nicht auf einer Keuntniß der Verhältniſſe und der Geſchichte gegründete 
Begeiſterung für die Wiederherſtellung und Befreiung des unglücklichen Polens. 
Wir ſollen, als ob wir ihnen beſonders verpflichtet wären, ihnen gleichſam die 
Stücke ſchöner Deutſchen Lande hinwerfen und preisgeben, nämlich Weſtpreußen 
und die Gebiete um die Netze und Warthe, wo allerdings auch einiges Polniſche 
Wt, wo aber die Deutſche Herrſchaft und das Recht der Deutſchen Einwohner von 

jeher viel begründeter waren, als die Polniſche. Dieſe Gebiete und alle Bezirke 
weſtlich von Poſen waren ſeit dem Mittelalter ſchon mehr Deutſch als Polniſch: 
um ihren Beſitz kämpften wechſelnd die Herzoge von Hinterpommern, die Mark⸗ 
grafen von Brandenburg, die Herzoge von Polen, dann der Deutſche Ritterorden 
der Marjaner, welche dort zuletzt überwogen. Als aber dieſer Orden durch Bür⸗ 
gerkrieg zerfallen war im 16ten Jahrhundert, da erſt drangen die Polen ein und 
bemächtigten ſich des Landes. Sie haben die damalige Deutſche Schwäche und 
Unordnung benutzt, wie von den Deutſchen im Jahre 1772. die Polniſche Uns 
ordnung benutzt worden iſt. Gern mag man alles Preußiſch Polen öſtlich von 
Poſen, welches wirklich faſt rein Polniſch iſt, als ein Eigenes hingeben und es 
nach ihrer Weiſe von den Ihrigen einrichten und verwalten laſſen; aber ſie wollen 
haben, was ihnen der Natur der Verhaͤltniſſe und Weltſtimmungen nach, nicht 
zukommt; ſie wollen überhaupt mit Preußen und mit den Deutſchen, die ſie durch 
tauſend Vorſpiegelungen zu bethören ſuchen, weder der Zeit noch des Maßes war⸗ 


ten, ſondern möchten das eben in voller Umwälzung wankende Deutſchland ſogleich 
in einen böſen Krieg mit den Ruſſen hineinreißen. ö 


Oſtrowo. — In Nro. 22 der Gazeta Polska iſt ein Artikel, datirt 
Oſtrowo, enthalten, in welchem darüber in ziemlich unzarten Ausdrücken geei⸗ 
fert wird, daß die Deutſchen Einwohner von Oſtrowo und dem Adelnauer 
Kreiſe Deutſch gefinnt geblieben und ſogar fo kühn geweſen find, eine Petition 
an den König zu fertigen, in der ſie um Schutz und Garantie für ſich als 
Deutſche gebeten haben. — Eine Menge Unwahrheiten des quaest. Artikels 
übergehend, mag der einen hinſichtlich der Aeußerungen, die Refer. über die 
Berliner Vorfälle von hieſigen Deutſchen gehört haben will, entgegenſtehen, 
daß Oſtrowo einer der erſten Orte war, an welchem von den Deutſchen eine 
namhafte Summe zur Unterſtützung der Hinterbliebenen der Berliner Frei⸗ 
heitskämpfer aufgebracht worden, und daß deshalb viele Deutſche an dem füt 
die Geſallenen abgehaltenen Trauergottesdienſte nicht Theil nehmen konnten, 
weil ihnen der Tag der Feier gar nicht zur Kenntniß gekommen war. 1 

Ref. hat nur Vermuthungen, nicht aber Thatſachen aufgeſtellt, wobei et 
hoffentlich keine andere Abſicht gehabt hat, als die, zu erzählen. 

Was nun die Petition ſelbſt betrifft, fo ifi fie nicht wie Refer. meint, 
durch Beamte, die ihre hohen Beſoldungen zu verlieren fürchten dürften, ſon⸗ 
dern durch achtbare Bürger veranlaßt worden, weil zwei Mitglieder des hier 
beſtandenen Polen Vereins gedroht hatten, daß Oſtrowo nach erfolgter Scot 
ganiſation aller ſeiner jetzigen Lokalrechte beraubt und zu einem bloßen Dorft 
gemacht werden würde. 

Daß die Polniſchen Bewohner der Stadt gleich den Deutſchen durch Sto? 
hungen berührt werden mußten, bleibt ganz außer Acht. — Hinſichtlich der 
Verfaſſer der Petition iſt Ref. im gewaltigen Irrthum, wenn er mehrere Herrn 
als ſolche namhaft aufführt; denn fie wurde auf Verlangen der Deutſchen Büt⸗ 
gerſchaft von Unterzeichnetem gefertigt, der durch eine 10jährige Amtsthätig⸗ 
keit am hieſigen Orte, bei geringem Gehalte, mit treuer Ausdauer meiſt Pol⸗ 
niſche Kinder unterrichtete, der feinen Schülern ſtets reges Gefühl für watt 
Nationalität einzuflößen wußte, aber nie Fanatismus duldete, der dem freien 
Polen ſeine Nationalität mit Freuden gönnt, aber deshalb dennoch nie aufhö⸗ 
ren wird, ein Deutſch er zu fein. 


Blümel, 
Iſter Lehrer an der katholiſchen Stadtſchule zu Oſtrowo. 


Die heute früh 10 Uhr erfolgte glückliche Entbin⸗ 
dung meiner lieben Frau, Friederike geb. Rab: 
bom, von einem geſunden Mädchen beehre ich mich, 
flatt jeder befondern Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Poſen, den 23. April 1848. 

, J. Schmädicke. 


Das neue Schuljahr am hieſtgen Gymnaſtum 
beginnt, wie ſchon früher bekannt gemacht worden, 
am Iſten Mai. 
Liſſa, den 24. April 1848. 
Der Gymnaſtal⸗Direktor Ziegler. 


Aufruf. f 
Auf dem im Poſener Kreiſe, des Großherzogthums 
Poſen, belegenen adeligen Gute Strykowo nebſt 
ubehör, ſtehen Rub. III. No. 14. — 7760 te 21 
PA 3 Pf. oder 46,565 Gulden 9 Gr. Poln., ver⸗ 
zinslich zu 5 Procent, welche laut notarieller Obli⸗ 
gation vom 2. Juli 1810 die Eigenthümerin Helena 
verw. v. Skalawska geb. v. Koczorowska mit 33,565 
Gulden 9 Gr. Poln. von dem Sebaſtian v. Bien- 
kowski als Darlehn erhalten und dieſer mit 13,000 
Gulden Poln. an ihren Gläubiger, den Grafen Ni⸗ 
colaus Mielzynski, laut Quittung vom 28. Juni 
1813 für ſie gezahlt hat, für den Sebaſtian von 
Bienkowski ex decreto vom 12ten April 1822. ein⸗ 
getragen. Letzterer hat in der Notariats-Urkunde 
vom 22ften Juni 1826 mit dieſer poft einem land⸗ 
ſchaftlichen Pfandbriefs-Anlehn das Vorzugs-Recht 
eingeräumt und dieſelbe dann am Jöten Mai 1829 
an ſeine Ehegattin Barbara geb. v. Koczorowska 
gerichtlich cedirt, welche fie am 7ten September 1829 
an die Geſchwiſter Barbara und Franz v. Skalaw⸗ 
ski gerichtlich abgetreten hat. — Die Barbara von 
Skalawska verehel. v. Raczynska hat ihren Antheil 
daran ihrem gedachten Bruder und Eigenthümer des 
Gutes Franz v. Skalawski in der notariellen Geffton 
vom 3ten Juli 1836 übereignet und dieſer die ganze 
Poſt für ein aus dem Schul- und Ablöſungsfonds 
empfangenes Darlehn von 4300 Thlr. nebft vorbe⸗ 
dungenen und Zögerungs⸗Zinſen und bie Einziehungs⸗ 
Koſten am Aten Juli 1836 notariell verpfändet. 
Anf Grund der Eintragung vom 5ten Sept. 1836 
hat die Königl. Regierung hierſelbſt ein Zweigdocu⸗ 
ment hierüber erhalten. Das Hauptdocument da⸗ 
gegen iſt verloren gegangen, und es iſt deſſen Amor⸗ 
tifirung beantragt. Es werden daher alle diejenigen, 
welche daran und an die Poſt Rub. III. No. 14. als 
Eigenthümer, Ceſſionarien, Pfand» oder ſonſtige 
Briefinhaber Anſprüche zu haben vermeinen, hier⸗ 
durch aufgefordert, dieſelben ſpäteſtens in dem 
am Lien Juli 1848 Vormittags 
um 10 Uhr Á 
vor dem Oberlandesgerichts⸗Referendarius Keigel 
in unſerem Inſtructions⸗Zimmer anſtehenden Termine 


geltend zu machen, widrigenfalls ihnen ein ewiges 
Stillſchweigen damit auferlegt, und das bezeichnete 
Document für amortiſirt erachtet werden ſoll. 
Poſen, am 2. März 1848. 
Königliches Ober-Landes⸗Gericht; 
Abtheilung für die Prozeßſachen. 


Die neue Berliner Hagel⸗ 
Aſſekuranz⸗Geſellſchaft 


beehrt ſich beim Beginn der Verſicherungs-Periode 
das landwirthſchaftliche Publikum darauf auſmerk⸗ 
ſam zu machen, daß ſie gegen feſte Prämie, wobei 


durchaus keine Nachzahlung ſtattfinden kann, die 


Verſicherung der Feldfrüchte gegen Hagelſchaden 
übernimmt und den Verluſt durch Hagelſchlag, der 
den bei ihr Verſlcherten trifft, gleich nach erfolgter 
Feſiſtellung baar vergütet. , 

Der Sicherungs⸗ſFonds, mit welchem die Gefells 
ſchaft in dieſem Jahre für ibre Verbindlichkeiten 
haftet, beſteht aus dem vollſtändigen Stamm-Ka⸗ 
pital von 500,000 Nihlr., wozu noch die einzunch- 
menden Prämien kommen. 

Im Regierungsbezirk Poſen ſind bei nachgenann⸗ 
ten Agenten die Höhe der Prämienſätze zu erfahren 
und die erforderlichen Antragsformulare, ſo wie Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde zu haben. 

In Poſen bei den HH. Gebr. Auerbach. 


» But bei Herrn Callier. 

RNogaſen⸗ „Kämmerer Drewitz. 

e Bomi = „Kreisſecretair Kreidel. 

Meſeriz . Leandrath v. Zychlinski. 

„Frauſtadt 2 Kreisfeeretair Alberti. 

„Schildberg . Bürgerm. 5 F. Sob: 
ein. 

e Kempen = - góbel Bulvermann. 

e Dlefchen landräthl. Bureau. 

D roba bei Herrn Kreisſecret. Dyminski, 

„Birnbaum bei Herrn Julius Börner. 

„Schwerin a/ W. bei Hrn. J S. Heimann. 

e Ait bei Herrn M. L. Brock. 


* 


Wollſtein „ Buchhdl. A. Alexander, 
und durch Herrn Lieutn. Ohle in Görlitz. 
In Liſſa bei Herrn Apotheker Plate. 
Berlin, im April 1848. e 
Direction der neuen Berliner 


Aſſecur.⸗Geſellſchaft. 


Hagel⸗ 


Ein mit guten Zeugniſſen verſehener unverhei⸗ 
ratheter deutſcher Gärtner, der jedoch die Be⸗ 
dienung mit übernehmen muß, findet fofort ein 
Unterkommen nach außerhalb. Näheres Berliner 
Straße No. 28. eine Treppe hoch. 


Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


und ſämmtliche auswärtige Actionaire dadurch ver⸗ 
hindert ſeyn dürften, der durch unſere Bekanntma⸗ 
chung vom 7ten d. M. auf den 2ten Mai zuſam⸗ 
menberufenen General-Verſammlung unferer Geſell⸗ 
ſchaft beizuwohnen, ſo haben wir beſchloſſen, dieſe 
diesjährige ordentliche General-Verſammlung auf 
den 24ſten Mai c. Vormittags 10 Uhr 
zu vertagen, und ſetzen hiervon die Actionaire mit 
der Bemerkung in Kenntniß, daß alle übrigen Be⸗ 
P AC ib gedet Bekanntmachung vom 
en April auch für die neu anberau ! 
lung in Kraft bleiben. KA ep 
Stettin, den 20. April 1848, 
Der Verwaltungs⸗Rath. 
Heegewaldt. Müller. Bach huſen. 


— 


Bekanntmachung. 

Im Auftroge des Königlichen Provinzial-Steuer- 
Direktors zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Steuer-Umt in dem Dienſtgelaſſe des Königlichen 
Snneeme⸗ zu Birnbaum, 

, am dten Mai b. J. Vormittags 10 
bie Brücken- und Bird e ien zu Ye 
dorf bei Birnbaum an den Meiſtbietenden, mit 
Vorbehalt des höheren Zuſchlages, vom Iſten Juli 
d. J. ab zur Pacht ausbieten. Nur dispofitionsfä- 


hige Perſonen, welche vorher mindeſtens 50 Rthle. ` 


baar oder in annehmbaren Staatspapieren bei dem 
Königl. Steuer-Amte in Birnbaum niedergelegt ha⸗ 
ben, werden zur Bietung zugelaſſen. Die Pacht⸗ 
bedingungen ſind bei uns und bei dem Steuer-Amte 
zu Birnbaum von heute während der Dienflflunden 
einzuſchen. Meſeritz, den 7. April 1848. 
Königl. Haupt-Steuer- Amt. 


Kleeſaamen, roth und weib, verkauft das 
Dominium Strzeſzki bei Schroda. 


Win Hel 
Wahl⸗Angelegenhert. 
Sämmtliche Urwähler des L6ten Wahl⸗Bezirks 


Graben“ erſuche ich, ſich am Donn 
D 27ſten April Abends 6 fate ben 


im Saale des Logen-Gebäudes zu ei 
einfinden zu wollen. zu einer Beſprechung 
Der Wahl⸗Commiſſarius des Iten Wahlbezirks 


„Graben“. Bielefeld. 
(Mit zwei Beilagen.) 


Da am Ifien Mai d. J. die Urwahlen flattfinben, | 


da cid 


Reueſte Nachrichten. ; 

Poſen, den 25. April. Nach den ſo eben eingegangenen gerichtlichen 
Verhandlungen d. d. Kozmin den 23. d. M hat der Herr v. Chlapowski 
nicht — wie ich am 24. d. M. nach den erſten Meldungen der Truppen 
bekannt gemacht, — die mit Senſen, Pieken, Heugabeln, Beilen 3c. bewaff⸗ 
neten Männer und Weiber angeführt, vielmehr ſich bemüht, die andringenz 
den Haufen durch Zuwinken mit den Händen zurückzuſcheuchen. Auch iſt der⸗ 
ſelbe nicht bei dem Angriffe getödtet, ſondern nur durch einen Schuß in dem 
nach dem Ucberfall fattgefundenen Kampf in der Bruſt verwundet worden, 
ohne daß jedoch bis jetzt hat ermittelt werden können, von welcher Seite her 
er verletzt worden iſt. 


Der kommandirende General v. Co komb. 


\ Poſen, beu 25. April. Die in unſerer geſtrigen Zeitung mitgetheilte Nach: 
richt aus Kozmin, nach welcher dort 6 Soldaten erſchlagen ſein ſollen, hat ſich 
nicht beſtätigt. 

* In der Voſſiſchen Zeitung vom 23. d. M. wird der General-Major v. Wil⸗ 
liſen beſchuldigt, ſein, der an ihn unterm 5. d. Mts. abgeſandten Bürger-Depu— 
tation, ſo wie der Königl. Regierung zu Bromberg gegebenes Wort gebrochen 
zu haben. Zugleich wird behauptet, daß die Königliche Regierung zu Bromberg 
deshalb die Landräthe ſeines Departements angewieſen habe, keinerlei Kommiſſa— 
rien neben ſich zu dulden, und der General v. Wedell nicht nur aufgefordert 
worden (ei, die €aubrátbe mit ſeinen militairiſchen Kräften hierin zu unterſtützen, 
ſondern auch der Antrag beim Staats-Miniſterium gemacht ſei, den Herrn von 
Williſen als des in ihn geíegten Vertrauens unwürdig, feiner Miſſion zu enthe— 
ben. Das Deutſche Comité ſelbſt hatte aber [don vorher einen motivirten und 
ſehr energiſchen Antrag, den Hrn. v. Williſen als Landesverräther in Anklageſtand 
zu verſetzen, an das Staats-⸗Miniſterium abgeſendet. 


O Poſen, den 25. April. Die von den hieſigen Stadtverordneten vor 
wenigen Tagen an das Staats-Miniſterium gerichtete Petition lautet folgender» 
maßen: e 
Hohes Staats-Miniſterium! 

Die jüngſten Zeitereigniſſe, durch welche der Preußiſche Staat in ſo mancher 
Beziehung erſchüttert worden iſt, haben ihren Einfluß vorzugsweiſe auf das Groß— 
herzogthum Poſen geäußert. Die Haltung, welche der Polniſche Theil der Der 
völkerung deſſelben annahm, hat die Folge gehabt, daß Se. Maj. der König der 
Provinz eine Reorganiſation in nationalem Sinne verheißen haben, ein Verfprechen, 
das von den Bewohnern des Großherzogthums ſo aufgefaßt wurde, als ſolle dem⸗ 
ſelben eine Umgeſtaltung in Polniſch- nationalem Sinne. zu Theil werden. Da 
aber ein großer Theil der Einwohner des Großherzogthums der Deutſchen Native 
nalität angehört, und dieſe vorzugsweiſe und an Kopfzahl weit überwiegend die 
nördlichen und weſtlichen Grenztreiſe bewohnen, fo fonute es nicht ausbleiben, daß 
Letztere in dieſer verheißenen Reorganiſation eine Gefährdung ihrer Nationalität 
erblicken, gegen welche ſie auf das Beſtimmteſte fid) verwahren zu müſſen glaub— 
ten, weshalb ſie ſofort das Geſuch um Aufnahme in den Deutſchen Bund an die 
hoͤchſte Staats behörde gelangen ließen. : 

Durch die letzten Manifeſte des Generals v. Williſen, ſo wie durch eine 
offizielle Bekanntmachung des Regierungs Präſidenten zu Bromberg, v. Schlei 
nitz, wiſſen wir, daß Seine Majeſtät dieſem Geſuche bereits gewillfahrt haben, 
unter dem Hinzufügen, daß die dem Deutſchen Bunde einzuverleibenden Kreiſe 
von der nationalen Reorganiſation unberührt bleiben ſollen. 

Ob, wie die beregten Grenzkreiſe zugleich beautragt, ihnen die politiſche 310^ 
löſung vom Großherzogthum Poſen, die auf einzelnen Punkten ſchon factiſch einz 
getreten ſein ſoll, gleichfals bewilligt worden, ijt aus den diesfälligen Beſcheiden 
nicht genau erſichtlich. 

Die Stadt Poſen, als Haupfſtadt und Geutralpunft des Großherzogthums, 
hat eine gemiſchte Bevölkerung: Deutſche und Polen, Chriſien beider Konfeſſionen 
und Juden, wohnen ſeit einer langen Reihe von Jahren neben einander und ſind 
durch die Zeit für Gegenwart und Zukunft an dieſelbe Scholle gebunden. Aus 
dieſem Grunde durften die geſetzlichen Vertreter der Stadt ſich nicht einer der 
Richtungen der Bewegung vorzugsweiſe hingeben; ihre ausſchließliche Aufgabe 
war auch in den Stürmen der letzten Wochen das Wohl der Kommune ohne Rück⸗ 
ſicht auf Nationalität und Glaubensbekenntniß. Aber eben dies Wohl der Stadt 
iſt durch die erwähnten Zugeſtändniſſe Seiner Majeſtät weſentlich gefährdet, und 
darum müſſen die uuterſchriebenen geſetzlichen Vertreter derſelben den bisher bez 
haupteten Standpunkt verlaſſen und diejenige Bahn betreten, auf welcher fie das 
Wohl der Kommune am Beſten und Nachhaltigſten wahren zu können glauben. 

Poſen, die Hauptſtadt des Großherzogthums, ijt nicht Fabrik-, nicht Haudels— 
ſtadt; nur durch das bisher herrſcheud geweſene Centraliſationsſyſtem iſt die Er⸗ 
ſcheinung zu erklären, daß ihre Einwohnerzahl innerhalb 32 Jahren von noch nicht 
20,000 auf 42,000 geſtiegen ijt Das Schickſal dieſer zahlreichen Bevölkerung 
iſt demnach lediglich an das politiſche Verhältniß derſelben geknüpft, eine Alteriz 
rung des letztern bringt jene alsbald in die unausweichliche Gefahr ſich ihres Le⸗ 
bensunterhalts beraubt zu ſehn. Den geſetzlichen Vertretern der Stadt Poſen 
liegt daher die unabweisbare Pflicht ob, das hehe Staatsminiſterium auf die 
große Gefahr hinzuweiſen, welche durch eine Neugeſtaltung der politiſchen Verhält— 
niſſe des Großherzogthums die Einwohner der Stadt bedroht und Hochdaſſelbe für 
die unſäglich ſchlimmen Folgen, die für Letztere daraus hervorgehen können, verant 
wortlich zu machen. Eine Menſchenmaſſe von 42,000 Seelen kann und darf, 
ſo lange es noch vermeidlich iſt, nicht dem Untergange Preis gegeben werden, und dar⸗ 
um durfen die Unterſchriebenen von einem verantwortlichen Miniſterium mit Zus 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


verſicht erwarten, das Hochdaſſelbe allen politiſchen Maßnahmen, die den Ruin de 
Stadt Poſen unfehlbar nach ſich ziehen müßten, ſeine Zustimmung verſagen werde 

Die geſetzlichen Vertreter der Stadt Poſen ſehn ſich daher genöthigt, an der 
bisherigen Ordnung der Dinge in ſo weit feſtzuhalten, daß ſie unerſchütterlich dar⸗ 
auf beſtehen müſſen, daß die Stadt Poſen die Hauptſtadt des Großherzogthums 
verbleibe; auch müſſen ſie gegen jede Abtrennung der Grenzkreiſe von der Provinz, 
weil dadurch der Provinzialhauptſtadt unentbehrliche Lebensquellen abgeſchvitten 
werden, hiermit feierlich Proteſt einlegen. v 

Weil nun aber einer nahmhaften Anzahl von Kreiſen des Großherzogthums 
die Aufnahme in den Deutſchen Bund von des Königs Majeſtät und dem Hohen 
Miniſterium bereits zugeſagt worden iſt, und ein anomales Verhältniß daraus ente 
ſtehen müßte, wenn umfangreiche Landestheile der Provinz dem Deutſchen Bunde 
angehören, während die Provinzialhauptſtadt, der Centralſitz ihrer Behörden, au⸗ 
ßerhalb dieſes Bundes ſteht, ja ein ſolches Verhältniß kaum denkbar erſcheint, ſo 
haben die unterſchriebenen geſetzlichen Vertreter der Stadt, 

in Erwägung, daß ihre erſte und heiligſte Pflicht die Wahrung des Wohls 
der Kommune ohne Rückſicht auf Nationalität und Glaubensbekenntniß iſt; 
in Erwägung, daß dieſes Wohl der Kommune Poſen weſentlich dadurch 
gefährdet erſcheint, wenn der dem Deutſchen Bunde einverleibte Theil des 
Großherzogthums aus dem Reſſortverhältniß zur Stadt Poſen heraustreten 
müßte; 
in Erwägung, daß mehr als die Hälfte der Bevölkerung der Stadt Poſen 
der Deutſchen Nationalität angehört; 
in Erwägung endlich, daß eine organiſche Verbindung mit dem großen Deutz 
ſchen Bunde der Stadt Poſen, als öſtlicher Schutzwehr des Preußiſchen 
Staats, eine ungleich größere Sicherheit gegen Bedrohungen von Außen ge⸗ 
gewähre; 
mit 18 gegen 5 Stimmen beſchloſſen: ; 
das Hohe Staats-Miniſterium gehorfamft zu erſuchen, die Aufnahme der 
Stadt Poſen in den Deutſchen Bund vermitteln zu wollen. 
Sie haben ferner einſtim mig beſchloſſen, gegen jede Alterirung des politiſchen 
Verhältniſſes der Stadt Poſen als Previnzial-Haupiſtadt, fo wie gegen jede Ab⸗ 
löͤſung einzelner, bisher integrivender Theile des Großherzogthums von letzterem 
feicrlichſt zu proteſtireu. 

Sie haben endlich mit 17 gegen 6 Stimmen beſchloſſen, gegen das hohe 
Staats⸗Miniſterium den entſchiedenen Wunſch auszuſprechen, daß mit Rückſicht 
auf das oben beregte Geſuch die Stadt Poſen von der verheißenen Reorganiſation 
nicht berührt werden möge. 

Poſen, 26. April. Es ijt Thatſache, daß unter dem Poln. Theil der Bevölke⸗ 
rung des Grobherzogthums Poſen durch die verſchiedenartigſten Kanäle die Meinung 
gefliſſentlich verbreitet worden iſt, daß der katholiſchen Religion durch die Deutſche 
Bevölkerung Gefahr drohe und man darauf ausgehe, die Katholiken zu Evangeliſchen 
zu machen. So wenig auch ſolche trügeriſche Vorſtellungen auf die Gebildeten 
Eindruck gemacht haben, ſo waren ſie doch geeignet, das Landvolk zu beunruhigen 
und aufzuregen. Es iſt das verwerſlichſte aber auch geſchickteſte Mittel geweſen, 
um die auf andere Weiſe kürzlich erregte Erbitterung und den Haß gegen den Deut⸗ 
ſchen Theil der Bevölkerung anzufachen und die Polen zur Ergreifung der Waffen 
und der Seuſen zu bringen. Sowohl zur Beruhigung der in ihrem Gewiſſen 
ſchwer geängſtigten Gemüther, als auch zur Herſtellung des Landfriedens wurden 
daher vielfache Verſuche gemacht, die Geiſtlichkeit, welche allein berufen war, in 
dieſem Punkte beſäuftigend und berichtigend einzuwirken, dazu zu bewegen. 
So iſt ſicherem Vernehmen nach au den Erzbiſchof von Przy luski vom hie⸗ 
ſigen Oberpräſidenten die wiederholte und dringende Aufforderung ergangen, 
ſeinerſeits zur Widerlegung dieſer irrigen Meinung beizutragen, der Oberpräſident 
und der kommandirende General haben ſich zu dieſem Zweck perſönlich zu ihm 
begeben, der Miniſter Auer swald hat in dieſem Sinne an ihn geſchrieben, der 
Miniſter Schwerin hat einen gleichen wiederholten Verſuch nicht geſcheut. Alle 
Aufforderungen ſind aber vergeblich geweſen, der Erzbiſchof hat jede Mitwirkung 
abgelehnt. Es iſt daher nichts anders übrig geblieben, als daß die Regierung zu 


Bromberg in einer Anſprache an die Polniſche Vevölkerung Datt der Geiſtlichkeit 


es übernommen hat, die religiöſe Beängſtigung zu mindern und zu beſeitigen, 
worüber wir auf die Beilage zu unſerem geſtrigen Blatte verweiſen und abre 
ſcheinlich wird die hieſige Regierung in gleicher Weiſe dieſe der geiſtlichen Be⸗ 
hörde recht eigentlich obliegende Funktion übernehmen. 

Ein Extrablatt der Allg. Pr. Ztg. enthalt unter Berlin den 23. April Sot, 
gendes: „Nach amtlichen, ſo eben eingegangenen, Nachrichten hat die Däni⸗ 
ſche Regierung unter dem 19. d. M. die Beſchlagnahme aller in Danlſchen Häfen 
befindlichen Deutſchen Schiffe angeordnet, gleichzeitig auch ihren Kriegsſchiffen den 
Befehl zur Aufbringung der Preußiſchen Handelsſchiffe ertheilt. 


Frankfurt, den 22. April, 11 Uhr Vormittags. Durch zahlreiche 
Privalſchreiben aus Karlsruhe und andern Städten des Großherzogthums Baden 
wird hier die leider bereits verbürgte Nachricht verbreitet, daß General von Gaz 
gern, nach einer Unterredung mit Hecker zu feinen Truppen zurückkehrend, 
von Seite der Freiſchaaren erſchoſſen worden. Dieſe That habe, wird hinzuge⸗ 
fügt, den Unwillen des Militairs in einem ſolchen Grade erregt, daß es ſich über 
das Hecke rſche Korps hingeſtürzt und nach einem mörderiſchen Gefecht bajjclbe 
nach allen Richtungen zerſprengt habe. Geſchuͤtz, Gepäck und Kaſſe der Freiſchaa⸗ 
ren ſeien den Siegern in die Haͤnde gefallen; Hecker ift über den Rhein entflohen. 
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